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Zitat: Wenn man es erlaubt, ein ganzes Volk
 ohne Schutz des Völkerrechts zu belassen, ist KEIN MENSCH mehr sicher.

660-Die Bundeskanzlerin – auf Kriegsfuß mit den Menschenrechten?

Unter der Überschrift: „Affront gegen Merkel in China“ kann man am 3.2.2012 im Online-FOCUS lesen: 

„Schon am ersten Tag ihrer fünften China-Reise hatte Angela Merkel das heikle Thema Menschenrechte zur Sprache gebracht. In den Augen der Gastgeber anscheinend zu forsch: Offenbar auf politischen Druck hin platzte der Besuch der Kanzlerin bei einer kritischen Zeitung.

Auf der zweiten Station ihrer China-Reise hatte Merkel am Samstag eigentlich die Nanfang-Zeitungsgruppe in der südchinesischen Metropole Kanton besuchen wollen. Bis zuletzt gab es ein Tauziehen um die Visite bei den Zeitungsredakteuren, doch berichteten informierte Kreise am Freitag, der angefragte Termin komme definitiv nicht zustande. Die Hintergründe blieben nebulös.“

Dass die Kanzlerin das Thema „Menschenrechte“ bei Reisen nach China mehr oder weniger ansprechen muss, um hiesige Wählerstimmen zu fangen, liegt daran, dass der deutsche „Normal-Bürger“ das einfach von ihr erwartet, weil er der Auffassung ist, dass die Menschenrechte in China nicht eingehalten werden, in der Bundesrepublik aber sehr wohl. 
In der Wirklichkeit sind die Dinge aber durchaus differenziert davon zu sehen – und das weiß die Kanzlerin auch.
Den deutschen Vertriebenen zum Beispiel nutzt es gar nichts, wenn sie bei ihren Besuchen im Ausland die Einhaltung der Menschenrechte fordert, während sie diese den deutschen Vertriebenen dagegen absichtlich vorenthält. Zur Lösung des deutschen Vertriebenenproblems reicht es ganz sicher nicht, zusammen mit ihrer Parteifreundin Steinbach zwei Stockwerke eines Hauses in Berlin der „Erinnerungskultur“ zu widmen. Und das erst recht nicht, wenn sie sich dabei noch vom Ausland die Feder führen lässt.

Der in Genf lebende US-amerikanische Völkerrechtler Prof. Dr. Dr. de Zayas hat es in einem Interview auf den Punkt gebracht: 
„Wenn es sich um Verbrechen gegen die Menschheit handelt - wenn es sich um Genozid handelt gibt es keine Ermessensfreiheit - es ist eine Verpflichtung des Staates, die Rechte der Opfer zu vertreten. Und das haben weder Österreich, noch Deutschland getan. Hier ist es ein Versagen und ein Versagen nicht nur gegenüber den Opfern: Sie haben auch dem Völkerrecht einen Bärendienst erwiesen.
Und wenn Deutschland, das die Verpflichtung hat, die Rechte der eigenen Bürger zu vertreten gegenüber Polen, gegenüber Tschechien, damit diese ihr persönliches Eigentum zurückbekommen, das aber nicht tut, dann bedeutet das, dass der Dieb das behalten darf, was er gestohlen hat. Diese Regierungen in Berlin und in Österreich haben das anscheinend nicht verstanden.“
Frage: 
Machen sie sich damit eigentlich auf Kosten des Völkerrechtes zum Handlanger des Unrechtes?
Prof. de Zayas: 
„Ja, ja, sie haben dem Völkerrecht damit einen Schaden zugefügt. Sie denken, dadurch, dass sie eine Verzichtspolitik – eine sogenannte Verzichtspolitik – betreiben, dass sie damit Versöhnung betreiben. Das ist aber vollkommen verkehrt. Also das ist ein Verrat an der Menschenwürde, das ist ein Verrat an den Menschenrechten. Das ist die Hinnahme von fürchterlichen – fürchterlichen – Verbrechen und ich werde es nicht akzeptieren, dass man mir sagt: „Weil die *** den Holocaust zu verantworten haben, weil die *** solche Verbrechen begangen haben, dann dürften die anderen auch ähnliche Verbrechen gegen unschuldige Opfer begehen – wo sind wir eigentlich?
Schuld ist immer individuell und niemals kollektiv. Zunächst konnte man in den 70er Jahren noch argumentieren, was, wenn nachdem das Sowjetsystem nicht mehr existiert, also ob man vielleicht doch Schlesien wieder zu Deutschland bringen könnte oder Pommern oder Ostbrandenburg oder Stettin sogar auf dem westlichen Ufer der Oder. Das wurde in deutschen Zeitungen und Blättern in den 70er Jahren ohne weiteres diskutiert – und es war auch diskutierbar. Heutzutage will man den Vertriebenen noch nicht einmal einen Gedenktag erlauben.
Wieso kann ich sagen, dass ich das Leiden dieses Menschen nicht zur Kenntnis zu nehmen brauche? Weil dieser Mensch nur ein Indianer, Aborigine, Amerindio oder eben nur ein Deutscher ist?
Es bedeutet letzten Endes eine Demütigung, eine Herabsetzung dieser Menschen. Und das ist in gewissem Sinne Aufstachelung zur Diskriminierung, zu Hass sogar zu Gewalt. Wir können nicht erlauben, dass ein völkerrechtswidriges Verhalten wie die Bombardierungen von Bevölkerungszentren ohne Zweifel völkerrechtswidrig war im 2. Weltkrieg.
Also es nicht eine Sache, die erst jetzt völkerrechtswidrig geworden ist – es war ein Kriegsverbrechen damals. Und es gab tausende und abertausende von Opfern. Und diese Opfer verdienen unsere Anerkennung, verdienen unseren Respekt. Also ich werde nicht sagen, dass weil ein Verbrechen einzigartig war, dass ich das andere Verbrechen zu ignorieren habe. Das ist eine unzulässige Diskriminierung der Opfer.“

Und wenn es wahr ist, dass die Kanzlerin in Brüssel gesagt haben soll: 
„In der Bundesrepublik Deutschland gibt es kein Vertriebenenproblem“,

dann ist das ein Zeichen dafür, dass sie am derzeitigen (menschenrechtswidrigen) Zustand auch weiterhin nichts zu ändern gedenkt und dass sie das Problem entweder nicht verstanden hat oder aber dass sie es bewusst umgeht.

Was können die Betroffenen, was kann die problembewusste deutsche Öffentlichkeit tun, um dem Völkerrecht (wieder) Geltung zu verschaffen?

Die Antwort auf diese Frage ist der Stimmzettel. Der spricht die Sprache, die jeder Politiker versteht. Nicht durch Fernbleiben von der Wahl, sondern durch aktive Beteiligung und durch Überzeugung der eigenen Familie, der Freunde und Bekannten: 

Eine Völkerverständigung ist nur möglich auf der Basis der historischen Wahrheit und auf dem auf der ganzen Welt geltenden Völkerrecht.
Diese Wahrheit kann auch nicht dadurch durch publizierte „Gefälligkeitsgutachten“ umgangen werden. Das von der Berliner Politik immer wieder zitierte Frowein/Barcz-Gutachten steht im Geruch steht, ein solches zu sein, bei dem das gewünschte Ergebnis schon vor Erstellung des Gutachtens definiert war
.
Frowein postuliert z.B., dass Bundeskanzler Schröder mit seiner Erklärung vom 1. August 2004 in Warschau, die Bundesregierung werde Forderungen von Vertriebenen auf Entschädigung nicht unterstützen, völkerrechtswirksam auf die Geltendmachung von solchen Ansprüchen der Enteigneten verzichtet hat.
Andere, sehr seriöse Völkerrechtler teilen diese Auffassung nicht und stehen auf dem Standpunkt, dass – wäre die Frowein-Auffassung zutreffend – sich für die Vertriebenen ein innerstaatlicher Entschädigungsanspruch aus enteignungsgleichem Eingriff gegen die Bundesrepublik Deutschland ergeben würde.
Vielleicht hält sich die Kanzlerin deswegen zurück, auch den deutschen Vertriebenen die Menschenrechte zuzugestehen, weil sie nicht weiß, wie sie diese Entschädigungsansprüche bezahlen soll, wenn sie Polen und Tschechien aus ihrer Verantwortung entlassen will, die völkerrechtlich gebotene Wiedergutmachung zu leisten.
Dabei ist die Frage nach dem von Prof. de Zayas schon früher ins Spiel gebrachten, immer größer werdenden „Usufructus“, dem Wert, der vom derzeitigen Nutzer aus der Nutzung der unrechtmäßig entzogenen Immobilien inzwischen gezogen worden ist, noch nicht einmal erwähnt.
Also, hier kommt der Verdacht auf, dass für die Bundeskanzlerin die Frage nach den auch für die deutschen Vertriebenen geltenden Menschenrechten in der Realität eine Frage nach dem (im deutschen Staatshaushalt nicht vorhandenen) Geld ist!
Karin Zimmermann,

22.September 2012
� Gemeint waren die Deutschen.


� Prof. Dr. Dr. Alfred de Zayas in einer E-Mail vom 10.02.2008, 09:29 Uhr.


� http://www.focus.de/politik/ausland/affront-gegen-die-kanzlerin-merkels-besuch-bei-kritischer-zeitung-geplatzt_aid_710086.html.


� http://www.sed.stasiopferinfo.com/phpBB2/viewtopic.php?t=2086&sid=a051429e8635d8041fb409eeb4b851cc.


� Anmerkung der Verfasserin: Das Frowein/Barcz-Gutachten wurde vom em. Direktors des Max-Planck-Instituts für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht, Heidelberg, Prof. Dr. Jochen A. Frowein erstellt. Die Übersetzung des Gutachtens in die polnische Sprache wurde anschließend vom Inhaber des Lehrstuhles für Europarecht an der Wirtschaftsuniversität Warschau, Prof. Dr. Jan Barcz, vorgenommen. �Einer der in ihm vorgenommenen Tricks besteht darin, dass es - so kann es in der „Zusammenfassung der Gutachtens schon in Ziff. 1 nachgelesen werden - sich mit den „Rechtsfragen in Bezug auf Restitution und Entschädigung für entschädigungslose Enteignungen in den früher zu Deutschland gehörenden polnischen Gebieten“ befasst und damit auf die tatsächliche Problematik des durch die Ereignisse im Zusammenhang mit der Vertreibung begangenen „Verbrechen gegen die Menschheit“ und den dabei entstandenen 2,5 Millionen Toten in keiner Weise eingeht. So kommen die Begriffe: „Verbrechen“ bzw. „Verbrechen gegen die Menschheit“, „Tote“ … in dem Gutachten nicht vor. Von Frowein wurde also der Fall eines mehr harmlosen Eigentumsüberganges untersucht, der an den tatsächlichen Ereignissen vorbeigeht.





